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Es ist bekannt, dass die Reputation
und das Image eines Unternehmens
und / oder gar ganzer Branchen durch
die kohärente Synthese aus deren
Handeln und der öffentlichen, vor
allem medialen Darstellung nachhaltig
geprägt wird. Letztere versuchen die
Unternehmen durch entsprechende
Kommunikationsstrategien positiv zu
beeinflussen. Einen interessanten, 
da außergewöhnlichen Fall der Image-
prägung stellt die pharmazeutische 
Industrie dar. Hier nehmen medial 
vor allem Antagonisten Einfluss auf
das Image einer Branche, die a priori
viel Gutes zu berichten hat. Eine
Situationsanalyse.

Die pharmazeutische Industrie steht
wie kaum eine andere Branche in einem
anhaltenden Spannungsfeld der öffent-
lichen Wahrnehmung. Hauptsächlich von
der Politik aus unterstellter Gewinnmaxi-
mierung als Kostentreiber für die Ge-
sundheitsausgaben öffentlich gescholten,
ist die mediale Wahrnehmung nahezu
ausschließlich auf dieses Kriterium redu-
ziert. Dabei unterliegen die einzelnen Un-
ternehmen wie die jeder anderen Bran-
che auch ökonomischen, marktwirt-
schaftlichen Bedingungen, die für Erfolg
oder Misserfolg, sichere Arbeitsplätze
oder Entlassungen, neue Investitionen
oder Stagnation entscheidend sind.

Das Spannungsfeld – 
zwei Systeme bedingen
sich

Das erwähnte Spannungsfeld, in das
die pharmazeutische Industrie zwangs-
läufig gerät, liegt darin begründet, dass
das Gros ihrer Produkte und deren Preise
das staatlich verantwortete und regulierte
Gesundheitssystem unmittelbar tangie-
ren. Diese Tatsache führt dazu, dass zwei
unterschiedliche Systeme mit jeweils ei-
genen Handlungsbedingungen, -mitteln
und -zielen aufeinander stoßen und sich
in Teilen (einseitig) regulieren. In der
Praxis bedeutet dies, dass zu den markt-
wirtschaftlichen Faktoren der pharma-
zeutischen Unternehmen zusätzlich staat-
liche Regulierungen kommen, die längst
nicht mehr ausschließlich medizinischen
und pharmakologischen Entscheidungen
durch entsprechende Institutionen unter-
liegen, sondern zunehmend politisch mo-
tiviert und initiiert sind. Diese haben
ebenfalls einen Einfluss auf Produkt- und
Umsatzentwicklungen der Unternehmen,
der anderen Branchen fremd ist. Kein
Politiker ist legitimiert, im freien Wett-
bewerb den Verkaufspreis des VW Passat
zu kritisieren oder diesen gar mittels

Festlegung eines Zwangsrabatts zu beein-
flussen. Selbst dann nicht, wenn sich die-
ser Preis, um am Beispiel zu bleiben, für
diesen Modelltyp in den letzten dreißig
Jahren verfünffacht hat. Die Preispolitik
fällt unter die Autonomie des Herstellers,
der Markt und die Nachfrage regeln das
Angebot.

Da der Großteil der Kosten für ver-
schreibungspflichtige Arzneimittel aber
Ausgaben der Gesetzlichen Krankenver-
sicherungen (GKV) und deren Tätigkeit
und Leistungen wiederum staatlich qua
Sozialgesetzbuch (SGB V) reglementiert
sind, steigt mit politischem Druck auch
der Druck auf die beteiligten Wirtschafts-
unternehmen. Und der Druck auf das Ge-

sundheitssystem wächst immens seit Jah-
ren – stets unter medialer Begleitung oder
Stärkung. Nicht zuletzt aufgrund der Her-
ausforderung des demografischen Wan-
dels in Deutschland und damit eingetrete-
ner respektive erwartbarer finanzieller
Mehrbelastungen ist die mittel- und lang-
fristige Finanzierung des bestehenden
Gesundheitssystems nicht mehr gegeben.
Vor allem steigende Krankenkassen-
beiträge und Zuzahlungen haben inzwi-
schen auch andere sozial- und wirt-
schaftspolitische Bereiche auf den Plan
gerufen, die die Notwendigkeit einer Um-
strukturierung des Gesundheitssystems
weiter forcieren. Systemimmanent völlig
legitim versuchen die Entscheider der
Gesundheitspolitik unter diesem zuneh-
menden Druck Verantwortung und Ur-
sache für die steigenden Ausgaben auf
die Kostenverursacher abzuwälzen. Die
Pharmaindustrie, die mit ihren erstat-
tungsfähigen Produkten aus der Apotheke
im Jahr 2005 einen Kostenanteil von rund
17 Prozent an den Gesamtausgaben der
GKV hatte, steht von allen Leistungs-
erbringern medial an vorderster Front der
politischen Angriffe. Und dies auch we-
gen der Leichtigkeit der vermeintlichen
Überzeugung anhand verkürzter plaka-
tiver Vorwürfe (i.e. gerechtfertigt oder
nicht), die seitens der Adressaten noch
durch drei Faktoren begünstigt werden. 

Drei Faktoren begünstigen
die Glaubwürdigkeit 
politischer Vorwürfe in der
Öffentlichkeit

1. Gesundheit gilt als Gemeingut.
Aus diesem allgemeinen Verständ-
nis des empfundenen Grundrechts,
gesund zu sein, leitet sich der mit
politischen Vorwürfen leicht zu un-
termauernde (Irr-)Glaube ab, dass
(medikamentöse) Therapien oder
gar Gesundheitsprävention nicht
auf Kosten der Menschen gehen
könne. Zumindest nicht zugunsten
der Gewinne von Konzernen, die
zudem von den Antagonisten mit
Begriffen wie „Pharmagiganten“
und „Pharmariesen“ sehr medien-
wirksam tituliert werden. Durch
diese Einschätzung, dass der Er-
werb eines pharmazeutischen Pro-
duktes einen gemeinhin empfunde-
nen Normalzustand (Gesundheit)
lediglich wieder herstellt, gelten
andere Regeln als für Produkte der
Konsumgüterindustrie. So gilt der
Erwerb eines Autos oder Handys
als immer prestigeträchtiger und
eine solche Investition für stets
lohnenswerter. Das spiegelt auch

(Fortsetzung auf Seite 2)
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(Fortsetzung von Seite 1) 

1. die geringe Bekanntheit von
Pharma-Produkten und Herstellern
in der Öffentlichkeit wider. Ge-
sundheit rückt erst dann ins Be-
wusstsein des Einzelnen, wenn sie
zum Thema wird – zum Beispiel
durch eigene Erkrankung oder
durch Medienberichte. Daraus re-
sultiert eine vorherrschend am-
bivalente Einstellung der Bevöl-
kerung. Da Menschen auf die
Produkte gerne verzichten können,
messen sie diesen keinen Wert bei
wie anderen Konsumgütern. So-
bald sie aber bei temporärer Not-
wendigkeit auf die Einnahme von
Medikamenten angewiesen sind,
attestieren sie diesen (oft auch nur
für den Einnahmezeitraum) eine
entsprechende Wirksamkeit und
zeigen sich zufrieden. Diesen
Zwiespalt können sich die Anta-
gonisten für ihre Zwecke leicht zu
eigen machen. Vor dem skizzierten
Hintergrund steigender Ausgaben
muss allein der politische Verweis
auf die Gewinnorientierung und 
-zunahme der Unternehmen
zwangsläufig zu den beobacht-
baren Beifallsstürmen in weiten
Teilen der Öffentlichkeit führen.
Ohne weiterführende Hintergründe
ist eine auf Anhieb nachvollzieh-
bare und glaubwürdige eigene Po-
sitionierung schwierig. Gerade die-
ser Aspekt begünstigt die Politik in
einem zweiten wichtigen Punkt.

2. Der Politik reichen seit Jahren
plakative und bewusst selektierte
Vorwürfe, um zu überzeugen – die
Widerlegung bedarf der tiefer ge-
henden Erläuterung von Zusam-
menhängen, die auf medialen
Plattformen kaum leistbar ist. Der
vermeintliche politische „Stan-
dardvorwurf“, die Unternehmen
seien nur an Gewinnen interessiert,
die zu finanziellen Lasten der Pa-
tienten gingen, ist in einem Satz
gesagt, aber nicht in einem Satz
widerlegt. Die notwendige Darstel-
lung von Zusammenhängen, die es
zur Erläuterung respektive Wider-
legung der global und plakativ
geäußerten Vorwürfe bedürfte,
würde in einem Großteil der eru-
ierten, früheren Vorwürfe ein Sy-
stem- und Fachwissen bei der Öf-
fentlichkeit voraussetzen. Dieses
ist aber ebenso wie das Interesse,
sich detaillierter damit zu beschäf-
tigen, nur begrenzt gegeben. Hinzu
kommt, dass in einzelnen Ent-
scheidungen auch die Pharmaindu-
strie divergente Interessen hat, die
auf die spezifischen Unterneh-
mensgegenstände zurück zu führen
sind und das Vorgehen der Antago-
nisten ebenfalls erleichtern.

3. Im skizzierten Spannungsfeld gibt
es nämlich nicht die pharmazeu-
tische Industrie. Unterschiedliche
Interessen auch innerhalb der
Branche führen zu abstrusen Situa-
tionen des gegeneinander Ausspie-
lens durch die Antagonisten – zur
Verwirrung des uninformierten Be-

trachters. Das Angriffspotenzial
gegen die Pharmaindustrie wird
dadurch umso größer, je differenter
die Interessenlage der verschiede-
nen Unternehmen in Einzelpunk-
ten von Reformvorhaben ist. So
greifen einzelne politische Vor-
gaben für Teilbereiche, die zum
Beispiel forschende Arzneimittel-
hersteller versus Anbieter von Ge-
nerika oder aber OTC- versus Rx-
Produktanbieter unterschiedlich
stark belasten, vice versa gerade
begünstigen. Diese unterschied-
lichen Interessenlager führen
zwangsläufig auch in der Öffent-
lichkeit zu einer kritischen oder
aber indifferenten Wahrnehmung
der Pharmaindustrie, wenn sich
Politiker sogar ausgewählter Argu-
mente aus den Reihen der Phar-
maunternehmen selbst für ihre Po-
sition bedienen können. 

Politische Dimension 
dominiert 
die Medienpräsenz 

Hinzu kommt die starke Medienprä-
senz des Themas aufgrund der anhalten-
den politischen Diskussion um die Ge-
sundheitsreform. Oft wird dieses – auch
kontrovers innerhalb der politischen Rei-
hen – von den Politikern besetzt, die zu
Ursachen, Handlungsansätzen und Re-
formvorhaben Stellung nehmen. Nicht
selten werden hier die hohen, steigenden
Arzneimittelkosten mit erwähnt. Diese
quantitativ dominierende Wahrnehmung
in der Öffentlichkeit prägt die Vorurteile.
Im Umkehrschluss heißt das aber nicht,
dass sich die Pharmaunternehmen oder 
-verbände, zumal wenn sie angefragt
werden, zurückziehen dürfen, in der An-
nahme, man könnte aufgrund der Gegen-
Argumentation und vorherrschenden
Meinung ohnehin nicht überzeugen. Die-
ses ist aufgrund der skizzierten Faktoren
sicher schwierig, aber nicht unmöglich.
Eine „Enthaltung“ der eigenen Meinung
bestärkt hingegen nur die Antagonisten
und die Vorurteile der Öffentlichkeit, man
könne nichts entgegnen. Vielmehr müs-
sen Wege gefunden werden, die den Auf-
bruch aus und das Aufbrechen dieser Mi-
sere bedeuten. Denn die Branche verfügt
durchaus über zahlreiche Fakten und Sto-
ries, die bewegen und überzeugen kön-
nen. Diese Erkenntnis ist nicht neu und
erste Ansätze von Verbänden und einzel-
nen Unternehmen sind auch vielverspre-
chend. Letzteren zu Eigen ist allerdings
oftmals, dass sie einen argumentativen
Parallelweg einschlagen, statt Menschen
bei ihren geprägten Vorbehalten abzu-
holen. Kommunikativ reicht es vor dem
Hintergrund der bestehenden öffentlichen
Wahrnehmungssituation nicht mehr aus,
die eigenen Stärken ausschließlich plaka-
tiv herauszustellen. Sie müssen Schnitt-
stellen schaffen mit den (vermeintlich
auch falschen und / oder verkürzten) Vor-
würfen der Politik, ohne andererseits aus-
schließlich rechtfertigend zu wirken. Die-
ses erfordert eine Kommunikations-
strategie, die sicher atypisch ist für an-
dere Wirtschaftszweige und deren Kom-
munikation. Um wirklich nachhaltig
überzeugend zu sein, erfordert eine sol-
che Strategie gleichzeitig auch eine wei-

testgehende Homogenität seitens der Un-
ternehmen, um nicht eine weitere Argu-
mentationskluft innerhalb der Branche
entstehen zu lassen.

Was ist der Weg? 
Nicht plakatieren –
Menschen abholen

Es gilt nicht, medial die Politik und
deren Entscheider von der Wichtigkeit
der Position(en) der pharmazeutischen
Industrie zu überzeugen. Denn es darf
und kann davon ausgegangen werden,
dass zu Lasten der Unternehmen und
auch Patienten gehende Entscheidungen
und Restriktionen zum Teil wider besse-
res Wissen getroffen wurden. Ganz ein-
fach auch, um internen Handlungszwän-
gen (Haushaltslage etc.) gerecht zu

werden. Das ist aus einem System- und
Handlungsdenken heraus zunächst völlig
legitim; es geht wie erwähnt um ein poli-
tisches Handlungsspiel mit eigenen Ziel-
setzungen. Brisant ist speziell an der ge-
sundheitspolitischen Auseinandersetzung
(und das spiegelt die ausgeführte Proble-
matik der Pharmaindustrie wider), dass
die Gesundheitsversorgung und -qualität
der Menschen zur Disposition steht. Zu
diesem Thema erwartet die Öffentlichkeit
wegen des hohen Stellenwerts, den Ge-
sundheit einnimmt, vermeintlich objek-
tive, ausschließlich patientenorientierte
und nicht Interessen geleitete Entschei-
dungsprozesse. Genau in diesem Span-
nungsfeld liegen die Ursachen für die
Auseinandersetzung beider Seiten, zu-
gleich aber auch das zu nutzende Poten-
zial und der Nukleus für eine zielführen-
dere Kommunikationsarbeit. 

D A S  F A Z I T . Der Patient erwartet eine individuell bestmögliche Ge-
sundheitsversorgung. Das Interesse der Politik ist dagegen die bestmögliche
finanzierbare Gesundheitsversorgung aller Versicherten in Deutschland. Diese
Interessen sind daher nicht identisch. 

• Die Pharmaunternehmen leisten einen großen Anteil für die Versorgung
des Einzelnen.

• Ihre Leistungen gehen aber medial in der gesundheitspolitischen Kosten-
debatte unter.

• Der Patient hat ein Recht auf Gesundheitsleistungen und -informationen.
Entsprechende Maßnahmen seitens der Unternehmen, Patienten und Ver-
sicherte über Krankheiten, den täglichen Umgang mit ihnen sowie (neue)
Therapieansätze zu informieren, werden jedoch als Marketinginteressen
denunziert. 

• Die Industrie muss hier viel progressiver und nachhaltiger eingeschlagene
(Kommunikations-)Wege nutzen. Denn nicht die Politik schafft den von ihr
zwar selbst geforderten informierten und mündigen Patienten, sondern
bezeichnenderweise die Industrie. 


